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VERORDNUNG DES RATES (EU, Euratom Nr. .../2014)
vom

zur Festlegung der Methoden und Verfahren
fiir die Bereitstellung der traditionellen, der MwSt- und der BNE-Eigenmittel

sowie der Mallnahmen zur Bereitstellung der erforderlichen Kassenmittel

(Neufassung)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestlitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf

Artikel 322 Absatz 2,

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen Atomgemeinschaft, insbesondere mit

Artikel 106a,
auf Vorschlag der Europédischen Kommission,
nach Stellungnahme des Europaischen Parlaments',

nach Stellungnahme des Europiischen Rechnungshofs?,

Stellungnahme vom ...(noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht).
2 Stellungnahme Nr. 2/2012 vom 20. Mérz 2012 (ABI. C 112 vom 18.4.2012, S. 1).
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(D) Die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1150/2000 des Rates' ist mehrfach in wesentlichen
Punkten gedndert worden. Es empfiehlt sich daher aus Griinden der Klarheit, im Rahmen

der jetzt anstehenden Anderungen eine Neufassung vorzunehmen.

(2) Einige Bestimmungen der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1150/2000 wurden in die
Verordnung (EU) Nr. .../... des Rates zur Festlegung von Durchfiihrungsbestimmungen
fir das Eigenmittelsystem der Europdischen Union** aufgenommen und sind nicht von der
vorliegenden Verordnung umfasst. Diese Bestimmungen betreffen die Berechnung und
Budgetierung des Haushaltssaldos, die Kontrolle und Uberwachung der Eigenmittel und

die entsprechenden Mitteilungspflichten sowie den Beratenden Ausschuss fiir Eigenmittel

(BAEM).

Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1150/2000 des Rates vom 22. Mai 2000 zur Durchfiihrung
des Beschlusses 94/728/EG, Euratom iiber das System der Eigenmittel der Gemeinschaften
(ABI. L 130 vom 31.5.2000, S. 1).

Verordnung (EU, Euratom) Nr. .../... des Rates zur Festlegung von
Durchfiihrungsbestimmungen fiir das Eigenmittelsystem der Europdischen Union (ABL.
L...vom,S....).

ABIL.: Bitte die Nummer und das Jahr der Verordnung aus Dok st5600/14 in den Text und
die vorherige FuBnote einfiigen.
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3)

“

Da die Union iiber die in Artikel 2 des Beschlusses des Rates .../..."* vorgesehenen
Eigenmittel unter den bestmdglichen Bedingungen verfiigen muss, sind die Vorschriften
festzulegen, nach denen die Mitgliedstaaten diese Eigenmittel der Kommission zur
Verfligung stellen. Die vorliegende Verordnung enthilt die Vorschriften fiir die
Bereitstellung der traditionellen Eigenmittel nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a des
Beschlusses .../...*", der Eigenmittel auf Grundlage der Mehrwertsteuer nach Artikel 2
Absatz 1 Buchstabe b des genannten Beschlusses (im Folgenden "MwSt-Eigenmittel")
sowie der Eigenmittel auf Grundlage des Bruttonationaleinkommens nach Artikel 2
Absatz 1 Buchstabe ¢ des genannten Beschlusses (im Folgenden "BNE-Eigenmittel"), die
zuvor in der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1150/2000 enthalten waren.

Der Begriff der "Feststellung" sollte in Bezug auf die Eigenmittel definiert werden, und die
Bedingungen, unter denen die Pflicht zur Feststellung der traditionellen Eigenmittel nach
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a des Beschlusses .../..."" zu erfiillen ist, sollten genauer

festgelegt werden.

ek

Beschluss des Rates (EU, Euratom) .../2014 vom ... iiber das Eigenmittelsystem der
Européischen Union

ABIL.: Bitte die Nummer und das Jahr des Beschlusses aus Dok st5602/14 in den Text und
die vorherige FuBlnote einfiigen.

ABIL.: Bitte die Nummer und das Jahr des Beschlusses aus Dok st5602/14 einfiigen.
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)

(6)

(7

®)

€))

Im Fall der Eigenmittel aus Zuckerabgaben, bei denen die Ubereinstimmung zwischen der
Einziehung dieser Einnahmen und dem Haushaltsjahr einerseits sowie den Ausgaben fiir
dasselbe Wirtschaftsjahr andererseits zu gewéhrleisten ist, ist vorzusehen, dass die
Mitgliedstaaten der Kommission die Eigenmittel aus den Zuckerabgaben in dem

Haushaltsjahr zur Verfiigung stellen, in dem sie festgestellt wurden.

Die Mitgliedstaaten sollten fiir die Kommission die Unterlagen und Angaben, die diese fiir
die Ausiibung der ihr in Bezug auf die Eigenmittel der Union {ibertragenen Befugnisse

benotigt, bereithalten und sie ihr gegebenenfalls tibermitteln.

Die fiir die Erhebung der Eigenmittel zustindigen einzelstaatlichen Behorden sollten die

Nachweise dieser Erhebung jederzeit zur Verfiigung der Kommission halten.

Es sollte eine getrennte Buchfiihrung fiir die nicht eingezogenen Anspriiche vorgesehen
werden. Diese Buchfiihrung sowie die Ubermittlung einer diesbeziiglichen Vierteljahres-
iibersicht sollten es der Kommission ermdglichen, das Vorgehen der Mitgliedstaaten bei
der Einziehung der Eigenmittel, insbesondere der durch betriigerische Praktiken und

UnregelméBigkeiten in Frage gestellten Eigenmittel, besser zu verfolgen.

Es erscheint notwendig, in den Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und der
Kommission Verpflichtungen unter Beriicksichtigung dessen zu befristen, dass die von
einem Mitgliedstaat zulasten seiner Abgabenschuldner vorgenommenen neuen
Feststellungen fiir frithere Haushaltsjahre als Feststellungen des laufenden Haushaltsjahres

anzusehen sind.
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(10)

(an

(12)

Um sicherzustellen, dass der Union in jedem Fall ausreichend Haushaltsmittel zur
Verfligung stehen, ist fiir die MwSt-Eigenmittel und die im Einklang mit der Verordnung
(EG, Euratom) Nr. 1287/2003 des Rates' geschaffenen BNE-Eigenmittel vorzusehen, dass
die Mitgliedstaaten der Union die im Haushaltsplan veranschlagten Eigenmittel in Form
gleichbleibender monatlicher Zwdlftel zur Verfligung stellen und die so bereitgestellten
Betrige spéter nach Mal3gabe der tatsdchlichen Grundlage der MwSt-Eigenmittel und der

relevanten Anderungen des BNE, sobald diese vollstindig bekannt sind, verrechnen.

Es sollte geklart werden, wie sich eine nach Ende des Haushaltsjahres vorgenommene

Anderung der BNE-Daten auf die Finanzierung der Bruttokiirzungen auswirkt.

Die Bereitstellung der Eigenmittel muss in Form einer Gutschrift der félligen Betrdge auf
einem zu diesem Zweck fiir die Kommission bei der Haushaltsverwaltung der einzelnen
Mitgliedstaaten oder den von ihnen bestimmten Einrichtungen eingerichteten Konto
erfolgen. Um die Bewegung von Mitteln auf das fiir die Ausfiihrung des Haushaltsplans
erforderliche Mal} einzuschrianken, muss sich die Union darauf beschrianken, eine
Entnahme von diesen Konten nur vorzunehmen, um den Mittelbedarf der Kommission zu

decken.

Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1287/2003 des Rates vom 15. Juli 2003 zur Harmonisierung

des Bruttonationaleinkommens zu Marktpreisen (ABIL. L 181 vom 19.7.2003, S. 1).
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(13)

(14)

(15)

(16)

Die Kommission muss iiber entsprechende Kassenmittel verfiigen, damit sie den
Bestimmungen fiir Zahlungen, die sich hauptsichlich auf die ersten Monate des
Haushaltsjahrs konzentrieren, nachkommen kann; dies gilt insbesondere fiir den speziellen
Bedarf im Zusammenhang mit den Ausgaben des Europdischen Garantiefonds fiir die

Landwirtschaft (EGFL) gemiB der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates'.

Entsprechend dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfiihrung ist dafiir Sorge
zu tragen, dass die Kosten der Einziehung von Zinsen, die fiir verspitet bereitgestellte

Eigenmittel féllig werden, den Betrag der félligen Zinsen nicht {ibersteigen.

Hinsichtlich der Mitteilung von Féllen festgestellter Anspriiche, die fiir uneinbringlich
erklart wurden oder als uneinbringlich gelten und aus der Buchfiihrung herauszunehmen

sind, besteht Harmonisierungsbedarf.

Eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission kann die

ordnungsgemédfie Anwendung der Finanzvorschriften tiber die Eigenmittel erleichtern.

Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemeinsamen Regeln fiir
Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungs-
regelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen
(EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr. 378/2007 sowie zur Authebung der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 (ABI. L 30 vom 31.1.2009, S. 16).
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(17)

(18)

(19)

(20)

Um einheitliche Bedingungen fiir die Umsetzung der vorliegenden Verordnung zu
gewihrleisten, sollten der Kommission Durchfiihrungsbefugnisse iibertragen werden.
Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des

Europiischen Parlaments und des Rates’, ausgeiibt werden.

In Anbetracht der Technizitdt der fiir die Festlegung der Mitteilungspflichten erforder-
lichen Durchfiihrungsrechtsakte sollten diese Rechtsakte zur Festlegung von detaillierten
Vorschriften fiir die Monatsiibersichten iiber die Eigenmittelanspriiche, fiir die Viertel-
jahrestibersichten iiber die gesonderte Buchfiihrung und fiir die Mitteilung uneinbringlicher

Betrige von liber 50 000 EUR im Beratungsverfahren angenommen werden.
Die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1150/2000 sollte aufgehoben werden.

Aus Griinden der Kohidrenz und unter Beriicksichtigung des Artikels 11 des Beschlusses
...J...7 sollte diese Verordnung am selben Tag in Kraft treten wie der genannte Beschluss

und ab 1. Januar 2014 gelten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsétze, nach denen die
Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfiihrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).

ABIL.: Bitte die Nummer und das Jahr des Beschlusses aus Dok st5602/14 einfiigen.
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KAPITEL 1
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand

Die vorliegende Verordnung legt fest, nach welchen Vorschriften die Eigenmittel der Union nach
Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a, b und ¢ des Beschlusses .../..." der Kommission zur Verfiigung

zu stellen sind.

Artikel 2

Zeitpunkt der Feststellung traditioneller Eigenmittel

(1) Fiir diese Verordnung gilt ein Anspruch der Union auf traditionelle Eigenmittel nach
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a des Beschlusses .../..." als festgestellt, sobald die
Bedingungen der Zollvorschriften fiir die buchméBige Erfassung des Betrags der Abgabe
und dessen Mitteilung an den Abgabenschuldner erfiillt sind.

* ABIL.: Bitte die Nummer und das Jahr des Beschlusses aus Dok st5602/14 einfiigen.
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2

3)

4)

Der Zeitpunkt der Feststellung im Sinne von Absatz 1 ist der Zeitpunkt der buchméBigen

Erfassung im Sinne der Zollvorschriften.

Bei den im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation filir Zucker vorgesehenen
Abgaben und sonstigen Betrégen ist als Zeitpunkt der Feststellung im Sinne von Absatz 1

der Zeitpunkt der in der Zuckerregelung vorgesehenen Mitteilung zugrunde zu legen.

Ist diese Mitteilung nicht ausdriicklich vorgesehen, so ist der Zeitpunkt maB3gebend, zu
dem die Mitgliedstaaten die von den Abgabenschuldnern gegebenenfalls als Anzahlung

oder Restzahlung geschuldeten Betrige feststellen.

In Streitfallen wird davon ausgegangen, dass die zustindigen Verwaltungsbehorden zum
Zwecke der Feststellung im Sinne von Absatz 1 die Hohe der geschuldeten Abgabe
spétestens anldsslich der ersten Verwaltungsentscheidung, mit der dem Abgabenschuldner
die Schuld mitgeteilt wird, oder anlésslich der Einleitung eines Gerichtsverfahrens, wenn

dies zuerst erfolgt, bestimmen konnen.

Als Zeitpunkt der Feststellung im Sinne von Absatz 1 ist der Zeitpunkt der Verwaltungs-
entscheidung oder der im Anschluss an die Einleitung des Gerichtsverfahrens

durchzufiihrenden Berechnung zugrunde zu legen.

Absatz 1 findet Anwendung, wenn die Mitteilung berichtigt werden muss.

5603/14
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Artikel 3
Aufbewahrung von Belegen

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen Maflnahmen, damit die Unterlagen iiber die
Feststellung und die Bereitstellung der Eigenmittel mindestens drei Kalenderjahre lang autbewahrt

werden; diese Frist beginnt mit dem Ende des Jahres, auf das sich diese Unterlagen beziehen.

Die Unterlagen zu den in Artikel 3 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1287/2003 genannten
statistischen Verfahren und Grundlagen werden von den Mitgliedstaaten bis zum 30. September des
vierten auf das betreffende Haushaltsjahr folgenden Jahres aufbewahrt. Die Unterlagen zur

Grundlage der MwSt-Eigenmittel werden fiir denselben Zeitraum aufbewahrt.

Zeigt sich bei der nach Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. .../..." oder nach
Artikel 11 der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 des Rates' vorgenommenen Uberpriifung
der in den Absitzen 1 und 2 genannten Unterlagen, dass eine Berichtigung vorgenommen werden
muss, so sind diese Unterlagen iiber die in Absatz 1 genannte Frist hinaus so lange aufzubewahren,

wie es erforderlich ist, damit die Berichtigung und deren Kontrolle erfolgen konnen.

Wird ein Streitfall zwischen einem Mitgliedstaat und der Kommission in Bezug auf die
Verpflichtung zur Bereitstellung eines bestimmten Eigenmittelbetrags einvernehmlich oder im
Wege einer Entscheidung des Gerichtshofs der Europdischen Union beigelegt, so iibermittelt der
Mitgliedstaat der Kommission innerhalb von zwei Monaten nach der Streitbeilegung die fiir die

finanzielle Weiterverfolgung erforderlichen Unterlagen.

* ABIL.: Bitte die Nummer und das Jahr der Verordnung aus Dok st5600/14 einfiigen.

! Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 des Rates vom 29. Mai 1989 iiber die endgiiltige
einheitliche Regelung fiir die Erhebung der Mehrwertsteuereigenmittel (ABI. L 155 vom
7.6.1989, S. 9).
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Artikel 4

Verwaltungszusammenarbeit

(1) Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission Folgendes mit:

a)  die Bezeichnung der fiir die Feststellung, Erhebung, Bereitstellung und Kontrolle der
Eigenmittel verantwortlichen Dienststellen oder Einrichtungen sowie die wichtigsten
Bestimmungen iiber deren Rolle und Arbeitsweise;

b) die allgemeinen Rechts-, Verwaltungs- und Buchungsvorschriften, welche die
Feststellung, Erhebung und Bereitstellung sowie die Kontrolle der Eigenmittel durch
die Kommission betreffen;

c¢) die genaue Bezeichnung aller verwaltungs- und buchfiihrungstechnischen Unter-
lagen, in die die festgestellten Anspriiche nach Artikel 2 eingetragen sind, und zwar
insbesondere diejenigen, die fiir die Erstellung der in Artikel 6 vorgesehenen
Buchfiihrungen herangezogen werden.

Jede Anderung dieser Bezeichnungen oder Vorschriften ist der Kommission unverziiglich

mitzuteilen.

2) Die Kommission teilt die in Absatz 1 genannten Angaben auf Antrag eines Mitgliedstaats
allen Mitgliedstaaten mit.
5603/14 WS/mhz 11
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Artikel 5

Geltende Sdtze

Der einheitliche Satz gemiB Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe ¢ des Beschlusses .../..." wird im Laufe
des Haushaltsverfahrens festgelegt und als Prozentsatz der Summe der veranschlagten
Bruttonationaleinkommen (BNE) der Mitgliedstaaten berechnet, um den Teil des Haushaltsplans
vollstdndig zu decken, der nicht durch Einnahmen geméf Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und b
des Beschlusses .../...", durch Finanzbeitriige zu den ergiinzenden Programmen auf dem Gebiet der

Forschung und technologischen Entwicklung und durch sonstige Einnahmen finanziert wird.

Dieser Satz wird im Haushaltsplan durch eine Zahl mit so vielen Dezimalstellen ausgedriickt, wie

notwendig sind, um die auf dem BNE beruhenden Eigenmittel vollstindig auf die Mitgliedstaaten

aufzuteilen.
* ABIL.: Bitte die Nummer und das Jahr des Beschlusses aus Dok st5602/14 einfiigen.
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KAPITEL 11
VERBUCHUNG DER EIGENMITTEL

Artikel 6
Verbuchung und Mitteilungspflicht

(1) Bei der Haushaltsverwaltung jedes Mitgliedstaats oder bei der von jedem Mitgliedstaat
bestimmten Einrichtung wird liber die Eigenmittel Buch gefiihrt, und zwar aufgegliedert

nach der Art der Mittel.

2) Fiir die Zwecke der Eigenmittel-Buchfiihrung erfolgt der Rechnungsabschluss friihestens
am letzten Arbeitstag des Monats der Feststellung um 13.00 Uhr.

3) Die nach Artikel 2 festgestellten Anspriiche werden vorbehaltlich des zweiten
Unterabsatzes dieses Absatzes spitestens am ersten Arbeitstag nach dem Neunzehnten des
zweiten Monats, der auf den Monat folgt, in dem der Anspruch festgestellt wurde, in die

Buchfiihrung aufgenommen.

Festgestellte Anspriiche, die in die Buchfiihrung nach Unterabsatz 1 nicht aufgenommen
wurden, weil sie noch nicht eingezogen wurden und keine Sicherheit geleistet worden ist,
werden innerhalb der Frist nach Unterabsatz 1 in einer gesonderten Buchfiihrung
ausgewiesen. Die Mitgliedstaaten konnen auf die gleiche Weise vorgehen, wenn
festgestellte Anspriiche, fiir die eine Sicherheit geleistet worden ist, angefochten werden

und durch Regelung des betreffenden Streitfalls Verdnderungen unterworfen sein kdnnen.
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Die MwSt- und die BNE-Eigenmittel werden jedoch unter Beriicksichtigung der
Auswirkungen, die die Korrektur der Haushaltsungleichgewichte zugunsten des
Vereinigten Konigreichs sowie die Dinemark, den Niederlanden, Osterreich und
Schweden gewéhrten Bruttokiirzungen auf diese Einnahmen haben, wie folgt in die

Buchfiihrung nach Unterabsatz 1 aufgenommen:

— am ersten Arbeitstag jedes Monats in Hohe des in Artikel 10 Absatz 3 genannten
Zwolftels;

—  jahrlich, was die Salden nach Artikel 10 Absétze 4 und 6 und die in Artikel 10
Absitze 5 und 7 vorgesehenen Angleichungen betrifft, mit Ausnahme der in
Artikel 10 Absatz 5 erster Gedankenstrich vorgesehenen besonderen Angleichungen,
die am ersten Arbeitstag des Monats, der auf die Feststellung des Einvernehmens
zwischen dem betreffenden Mitgliedstaat und der Kommission folgt, in die

Buchfiihrung aufgenommen werden.

Die festgestellten Anspriiche betreffend die im Rahmen der gemeinsamen Markt-
organisation fiir Zucker vorgesehenen Abgaben und sonstigen Betrige werden in die
Buchfiihrung nach Unterabsatz 1 aufgenommen. Werden diese Anspriiche spéter nicht
fristgerecht eingezogen, so konnen die Mitgliedstaaten die Buchung berichtigen und die

Anspriiche ausnahmsweise in die gesonderte Buchfiihrung aufnehmen.
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4)

Jeder Mitgliedstaat ibermittelt der Kommission innerhalb der Frist gemif3 Absatz 3

a)  eine monatliche Ubersicht iiber seine Buchfiihrung betreffend die in Absatz 3

Unterabsatz 1 genannten Anspriiche,

b) eine Vierteljahresiibersicht {iber die gesonderte Buchfiihrung nach Absatz 3
Unterabsatz 2.

Zu den Monatsiibersichten iibermitteln die betroffenen Mitgliedstaaten Angaben oder
Ubersichten iiber die Abziige, die auf der Grundlage der Bestimmungen iiber die Gebiete

mit Sonderstatus bei den Eigenmitteln vorgenommen wurden.

Der letzten Vierteljahresiibersicht eines Haushaltsjahres ist jeweils eine Schitzung des
Gesamtbetrags der Anspriiche beizufiigen, die zum 31. Dezember des betreffenden Jahres
in der gesonderten Buchfiihrung ausgewiesen sind, deren Einziehung jedoch fraglich

erscheint.

Die Kommission legt die Einzelheiten der Monats- und Vierteljahresiibersichten in
Durchfiihrungsrechtsakten fest. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden gemil3 dem in

Artikel 16 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen.
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Artikel 7
Berichtigungen in der Buchfiihrung

Nach dem 31. Dezember des dritten Jahres, das auf ein gegebenes Haushaltsjahr folgt, wird der

Gesamtbetrag fiir dieses Haushaltsjahr, wie er sich aus den von den Mitgliedstaaten iibermittelten

Monatstibersichten gemil Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 1 ergibt, nicht mehr berichtigt; hiervon

ausgenommen sind die vor diesem Termin von der Kommission oder von dem betreffenden

Mitgliedstaat mitgeteilten Punkte.

Artikel 8

Berichtigungen der Feststellungen

Die Berichtigungen geméf Artikel 2 Absatz 4 erhohen oder vermindern den Gesamtbetrag der
festgestellten Anspriiche. Sie werden in die in Artikel 6 Absatz 3 Unterabsétze 1 und 2
vorgesehenen Buchfiihrungen sowie in die Ubersichten gemiB Artikel 6 Absatz 4, die dem

Zeitpunkt der Berichtigungen entsprechen, aufgenommen.
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KAPITEL III
BEREITSTELLUNG DER EIGENMITTEL

Artikel 9
Gutschrift und Verbuchung

(1) Jeder Mitgliedstaat schreibt die Eigenmittel nach Mafigabe des Artikels 10 dem Konto gut,
das zu diesem Zweck fiir die Kommission bei der Haushaltsverwaltung des Mitgliedstaats

oder bei der von ihm bestimmten Einrichtung eingerichtet wurde.
Das Konto wird in der Landeswédhrung und unentgeltlich gefiihrt.

(2) Die Mitgliedstaaten oder die von ihnen benannten Einrichtungen tibermitteln der

Kommission auf elektronischem Weg Folgendes:

a)  an dem Arbeitstag, an dem die Eigenmittel dem Konto der Kommission
gutgeschrieben werden, einen Kontoauszug bzw. eine Gutschriftsanzeige, in dem

bzw. in der die gutgeschriebenen Eigenmittel ausgewiesen sind;

b)  unbeschadet des Buchstabens a spdtestens am zweiten Arbeitstag nach
Gutschreibung der Eigenmittel auf dem Konto der Kommission einen Kontoauszug,

in dem die Gutschrift der Eigenmittel ausgewiesen ist.
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3)

(1

Die gutgeschriebenen Betrage werden geméll der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012
des Europaischen Parlaments und des Rates ' (im Folgenden "Haushaltsordnung") und der

Delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommission® in Euro verbucht.

Artikel 10
Ermittlung der Betrdge, Zeitpunkt der Bereitstellung, Angleichungen

Nach Abzug der Erhebungskosten gemil3 Artikel 2 Absatz 3 und Artikel 10 Absatz 3 des
Beschlusses .../..." erfolgt die Gutschrift der traditionellen Eigenmittel nach Artikel 2
Absatz 1 Buchstabe a des genannten Beschlusses spétestens am ersten Arbeitstag nach dem
Neunzehnten des zweiten Monats, der auf den Monat folgt, in dem der Anspruch nach

Artikel 2 der vorliegenden Verordnung festgestellt wurde.

Bei den nach Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 2 dieser Verordnung in einer gesonderten
Buchfiihrung ausgewiesenen Anspriichen erfolgt die Gutschrift spétestens am ersten
Arbeitstag nach dem Neunzehnten des zweiten Monats, der auf den Monat folgt, in dem

die Anspriiche eingezogen wurden.

*

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europédischen Parlaments und des Rates vom
25. Oktober 2012 iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union und

zur Authebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABI. L 298 vom
26.10.2012, S. 1).

Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommission vom 29. Oktober 2012 iiber die

Anwendungsbestimmungen fiir die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des
Européischen Parlaments und des Rates {iber die Haushaltsordnung fiir den
Gesamthaushaltsplan der Union (ABI. L 362 vom 31.12.2012, S. 1).

ABIL.: Bitte die Nummer und das Jahr des Beschlusses aus Dok st5602/14 einfiigen.
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2

3)

Im Bedarfsfall konnen die Mitgliedstaaten von der Kommission ersucht werden, andere
Mittel als MwSt- und BNE-Eigenmittel einen Monat vorher anhand der Angaben

gutzuschreiben, iiber die sie zum Fiinfzehnten des gleichen Monats verfiigen.

Jede vorgezogene Gutschrift wird im darauffolgenden Monat, wenn die Gutschrift nach
Absatz 1 erfolgt, verrechnet. Hierbei wird ein Betrag in Hohe der vorgezogenen Gutschrift

angelastet.

Die Gutschrift der MwSt- und der BNE-Eigenmittel erfolgt unter Beriicksichtigung der
Auswirkungen, die die Korrektur der Haushaltsungleichgewichte zugunsten des
Vereinigten Konigreichs sowie die Dinemark, den Niederlanden, Osterreich und
Schweden gewihrten Bruttokiirzungen auf diese Einnahmen haben, am ersten Arbeitstag
jedes Monats, und zwar in Hohe eines Zwolftels der entsprechenden Gesamtbetrdge im
Haushaltsplan, das zu den in der C-Reihe des Amtsblatts der Europédischen Union
verdffentlichten Umrechnungskursen des letzten Borsentages des dem Haushaltsjahr

vorangehenden Kalenderjahres in Landeswahrung umzurechnen ist.
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Fiir den speziellen Bedarf im Zusammenhang mit den Ausgaben des EGFL geméil der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009 kénnen die Mitgliedstaaten je nach Stand der Kassenmittel
der Union von der Kommission ersucht werden, die Gutschrift eines Zwolftels oder eines
Bruchteils eines Zwdlftels der Betrige, die im Haushaltsplan flir die MwSt- und die BNE-
Eigenmittel veranschlagt sind, im ersten Vierteljahr des Haushaltsjahrs um ein oder

zwei Monate vorzuziehen; bei diesen Betrdgen werden die Auswirkungen berticksichtigt,
die die Korrektur der Haushaltsungleichgewichte zugunsten des Vereinigten Konigreichs
sowie die Dinemark, den Niederlanden, Osterreich und Schweden gewihrten

Bruttokiirzungen auf diese Einnahmen haben.

Nach dem ersten Vierteljahr diirfen nur noch monatliche Gutschriften in Hohe von jeweils
maximal einem Zwolftel der MwSt- und der BNE-Eigenmittel beantragt werden; dabei

diirfen die im Haushaltsplan eingesetzten Betrége nicht tiberschritten werden.

Die Kommission macht den Mitgliedstaaten spatestens zwei Wochen vor dem

gewiinschten Gutschriftstermin entsprechend Mitteilung.
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Die Bestimmungen gemaf3 Unterabsatz 8 iiber die Gutschrift fiir den Monat Januar jedes
Haushaltsjahres und die Bestimmungen, die gemél Unterabsatz 9 anwendbar sind, wenn
der Haushaltsplan vor Beginn des Haushaltsjahres nicht endgiiltig festgestellt ist, gelten fiir

die vorgezogenen Gutschriften.

Eine Anderung des einheitlichen Satzes der MwSt-Eigenmittel, des Satzes der BNE-
Eigenmittel, der Korrektur der Haushaltsungleichgewichte zugunsten des Vereinigten
Kénigreichs und ihrer Finanzierung nach den Artikeln 4 und 5 des Beschlusses .../...* sowie
der Finanzierung der Bruttokiirzungen der BNE-Beitrige Didnemarks, der Niederlande,
Osterreichs und Schwedens erfordert die endgiiltige Feststellung eines Berichtigungs-
haushaltsplans; dabei werden die seit Beginn des Haushaltsjahres gutgeschriebenen

Zwolftel entsprechend angeglichen.

Diese Angleichungen erfolgen bei der ersten Gutschrift nach der endgiiltigen Feststellung
des Berichtigungshaushaltsplans, sofern dieser vor dem Sechzehnten des Monats
festgestellt wird. Ist dies nicht der Fall, so erfolgen die Angleichungen bei der zweiten
Gutschrift nach der endgiiltigen Feststellung. Abweichend von Artikel 11 der Haushalts-
ordnung werden diese Angleichungen fiir das Haushaltsjahr des betreffenden

Berichtigungshaushaltsplans ausgewiesen.

Die Zwolftel betreffend die Gutschrift fiir den Monat Januar jedes Haushaltsjahres werden
auf der Grundlage der Mittelansédtze im Entwurf des Haushaltsplans gemil3 Artikel 314
Absatz 2 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) berechnet
und zu den Umrechnungskursen des ersten Borsentages, der auf den 15. Dezember des
dem Haushaltsjahr vorhergehenden Kalenderjahres folgt, in Landeswéhrung umgerechnet;

die Verrechnung dieser Betrdge erfolgt bei der Buchung fiir den folgenden Monat.

*

ABIL.: Bitte die Nummer und das Jahr des Beschlusses aus Dok st5602/14 einfiigen.
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4)

Ist der Haushaltsplan zwei Wochen vor dem Termin der fiir den Monat Januar des
folgenden Haushaltsjahres bestimmten Gutschrift nicht endgiiltig festgestellt, so schreiben
die Mitgliedstaaten am ersten Arbeitstag jedes Monats, einschlieBlich des Monats Januar,
ein Zwdlftel der Betrige gut, die im letzten endgiiltig festgestellten Haushaltsplan fiir die
MwSt-Eigenmittel und die BNE-Eigenmittel veranschlagt waren, und zwar unter
Beriicksichtigung der Auswirkungen, die die Korrektur der Haushaltsungleichgewichte
zugunsten des Vereinigten Konigreichs und die Bruttokiirzungen der BNE-Beitrige
Dianemarks, der Niederlande, Osterreichs und Schwedens auf diese Einnahmen haben; die
Verrechnung erfolgt beim ersten Termin nach der endgiiltigen Feststellung des
Haushaltsplans, sofern diese vor dem Sechzehnten des Monats stattfindet. Andernfalls
erfolgt die Verrechnung beim zweiten Termin nach der endgiiltigen Feststellung des

Haushaltsplans.

Auf der Grundlage der jihrlichen Ubersicht iiber die Grundlage fiir die MwSt-Eigenmittel
nach Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 werden jedem
Mitgliedstaat der Betrag, der sich unter Zugrundelegung des im vorhergehenden
Haushaltsjahr geltenden einheitlichen Satzes aus den Angaben in der genannten Ubersicht
errechnet, angelastet und die im Laufe dieses Haushaltsjahrs erfolgten zwolf Gutschriften
gutgeschrieben. Die Grundlage fiir die MwSt-Eigenmittel eines Mitgliedstaats, auf die der
vorgenannte Satz angewendet wird, darf jedoch den in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b des
Beschlusses .../..." festgesetzten Prozentsatz seines BNE im Sinne von Artikel 2 Absatz 7
Unterabsatz 1 dieses Beschlusses nicht tiberschreiten. Die Kommission stellt den Saldo fest
und teilt ihn den Mitgliedstaaten so rechtzeitig mit, dass diese ihn auf dem in Artikel 9
Absatz 1 genannten Konto am ersten Arbeitstag des Monats Dezember desselben Jahres

buchen konnen.

*

ABIL.: Bitte die Nummer und das Jahr des Beschlusses aus Dok st5602/14 einfiigen.
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)

Im Fall von Berichtigungen der Grundlage fiir die MwSt-Eigenmittel gemaf3 Artikel 9
Absatz 1 der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 ist fiir jeden Mitgliedstaat, dessen
Grundlage unter Berticksichtigung dieser Berichtigungen die in Artikel 2 Absatz 1
Buchstabe b und Artikel 10 Absatz 2 des Beschlusses .../..." festgesetzten Prozentsitze
nicht tibersteigt, eine Angleichung des gemall Absatz 4 festgestellten Saldos unter

folgenden Voraussetzungen vorzunehmen:

— Fiir die bis zum 31. Juli durchgefiihrten Berichtigungen gemif3 Artikel 9 Absatz 1
Unterabsatz 1 der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 wird eine globale
Angleichung vorgenommen, die auf dem in Artikel 9 Absatz 1 der vorliegenden
Verordnung genannten Konto am ersten Arbeitstag des Monats Dezember desselben
Jahres zu buchen ist. Eine besondere Angleichung kann jedoch vor dem genannten
Zeitpunkt gebucht werden, wenn der betreffende Mitgliedstaat und die Kommission

damit einverstanden sind.

— Fiihren die von der Kommission fiir die Berichtigung der Grundlage ergriffenen
MaBnahmen gemil3 Artikel 9 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EWG,
Euratom) Nr. 1553/89 zu einer Angleichung der Gutschriften auf dem in Artikel 9
Absatz 1 der vorliegenden Verordnung genannten Konto, so erfolgt diese
Angleichung zu dem von der Kommission im Rahmen der Anwendung dieser

Malnahmen festgesetzten Termin.
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(6)

Im Falle der in Absatz 7 dieses Artikels genannten Anderungen des BNE ist ebenfalls eine
Angleichung des Saldos jedes Mitgliedstaats, dessen Grundlage unter Beriicksichtigung
der Berichtigungen auf die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 10 Absatz 2 des

Beschlusses .../..." festgesetzten Prozentsitze begrenzt ist, vorzunehmen.

Die Kommission teilt den Mitgliedstaaten die Angleichungen so rechtzeitig mit, dass diese
sie auf dem in Artikel 9 Absatz 1 genannten Konto am ersten Arbeitstag des Monats

Dezember desselben Jahres buchen konnen.

Eine besondere Angleichung kann jedoch jederzeit gebucht werden, wenn der betreffende

Mitgliedstaat und die Kommission damit einverstanden sind.

Auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten gemal3 Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung
(EG, Euratom) Nr. 1287/2003 tibermittelten Zahlen fiir das Gesamtaggregat BNE zu
Marktpreisen und seine Bestandteile des vorhergehenden Haushaltsjahres werden jedem
Mitgliedstaat der Betrag, der sich aus der Anwendung des fiir das vorhergehende
Haushaltsjahr festgesetzten Satzes auf das BNE ergibt, angelastet und die im Laufe dieses
Haushaltsjahres erfolgten Gutschriften gutgeschrieben. Die Kommission stellt den Saldo
fest und teilt ihn den Mitgliedstaaten so rechtzeitig mit, dass diese ihn auf dem in Artikel 9
Absatz 1 genannten Konto am ersten Arbeitstag des Monats Dezember desselben Jahres

buchen konnen.

* ABIL.: Bitte die Nummer und das Jahr des Beschlusses aus Dok st5602/14 einfiigen.
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(7

®)

)

Die gemil3 Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1287/2003 vorbehaltlich
des Artikels 5 derselben Verordnung gegebenenfalls an dem BNE der fritheren Haushalts-
jahre vorgenommenen Anderungen haben fiir jeden betroffenen Mitgliedstaat eine
Angleichung des gemdll Absatz 6 dieses Artikels festgestellten Saldos zur Folge. Diese
Angleichung erfolgt nach Mafigabe des Absatzes 5 Unterabsatz 1 des vorliegenden
Artikels. Die Kommission teilt den Mitgliedstaaten die Angleichungen der Salden mit,
damit diese sie am ersten Arbeitstag des Monats Dezember desselben Jahres auf das in
Artikel 9 Absatz 1 genannte Konto buchen konnen. Nach dem 30. September des vierten
auf ein bestimmtes Haushaltsjahr folgenden Jahres werden etwaige Anderungen des BNE
nicht mehr berticksichtigt, es sei denn, die Kommission oder die Mitgliedstaaten haben die

betreffenden Punkte vor diesem Termin mitgeteilt.

Die in den Absitzen 4 bis 7 genannten Vorginge stellen Anderungen der Einnahmen des

Haushaltsjahres dar, in dem die Vorgénge abgewickelt werden.

Der im Haushaltsplan des laufenden Haushaltsjahres ausgewiesene Einnahmenbetrag kann
gemiB Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. .../..." durch einen
Berichtigungshaushaltsplan um die sich aus diesen Vorgédngen ergebenden Betrige erhoht

oder vermindert werden.

Die Finanzierung der Dinemark, den Niederlanden, Osterreich und Schweden gewihrten
Bruttokiirzungen bleibt auch bei etwaigen Berichtigungen der BNE-Angaben gemélf
Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1287/2003 unverandert.

*

ABIL.: Bitte die Nummer und das Jahr des Beschlusses aus Dok st5600/14 einfiigen.
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)

Artikel 11
Nichtbeteiligung

Beteiligt sich ein Mitgliedstaat in Anwendung des AEUV und der zugehdrigen
Protokolle 21 und 22 nicht an der Finanzierung einer bestimmten Mafinahme oder Politik
der Union, so hat er Anspruch auf eine gemall Absatz 2 dieses Artikels berechnete
Angleichung des Betrags der Eigenmittel, die er fiir jedes Jahr seiner Nichtbeteiligung
abgefiihrt hat.

Die Kommission nimmt die Berechnung der Angleichung im Laufe des auf das betreffende
Haushaltsjahr folgenden Jahres zeitgleich mit der Ermittlung der BNE-Salden gemal3
Artikel 10 vor.

Bei der Berechnung werden folgende Daten des betreffenden Haushaltsjahres zugrunde

gelegt:
a)  das Gesamtaggregat "BNE zu Marktpreisen" und dessen Bestandteile,

b)  die effektive Ausfiihrung der operativen Ausgaben fiir die entsprechende Mallnahme
oder Politik.
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Zur Berechnung der Angleichung wird der Gesamtbetrag der betreffenden Ausgaben, mit
Ausnahme des von beteiligten Drittlindern finanzierten Anteils, mit dem Prozentsatz
multipliziert, der dem Anteil des BNE des Mitgliedstaats, der Anspruch auf eine
Angleichung hat, am Gesamt-BNE aller Mitgliedstaaten entspricht. Die Angleichung wird
von den beteiligten Mitgliedstaaten finanziert; dabei wird der Finanzierungsanteil jedes
einzelnen Mitgliedstaats ermittelt, indem sein BNE durch das Gesamt-BNE aller
beteiligten Mitgliedstaaten geteilt wird. Bei der Berechnung der Angleichung erfolgt die
Umrechnung zwischen Landeswéhrungen und Euro auf der Grundlage des am letzten

Borsentag des Kalenderjahres vor dem Bezugshaushaltsjahr geltenden Wechselkurses.

Die Angleichung fiir das jeweilige Jahr ist einmalig und endgiiltig, ungeachtet etwaiger

spéterer Berichtigungen der BNE-Grundlagen.

3) Die Kommission teilt den Mitgliedstaaten den Betrag der Angleichung so frithzeitig mit,
dass diese ihn am ersten Werktag des Monats Dezember auf das in Artikel 9 Absatz 1
genannte Konto buchen konnen.
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2

3)

Artikel 12

Verzugszinsen

Bei verspiteter Gutschrift auf dem in Artikel 9 Absatz 1 genannten Konto hat der

betreffende Mitgliedstaat Verzugszinsen zu entrichten.
Auf die Einziehung von Verzugszinsbetrigen von unter 500 EUR wird jedoch verzichtet.

Diese Verzugszinsen werden fiir die an der Wirtschafts- und Wahrungsunion
teilnehmenden Mitgliedstaaten auf der Grundlage des in der C-Reihe des Amtsblatts der
Europiischen Union ver6ffentlichten Satzes berechnet, wie er am ersten Tag des
Félligkeitsmonats von der Europdischen Zentralbank bei ihren Kapitalrefinanzierungen

angewandt wird, zuziliglich zwei Prozentpunkten.

Dieser Satz erhoht sich um weitere 0,25 Prozentpunkte fiir jeden Verzugsmonat. Der

erhohte Satz findet auf die gesamte Dauer des Verzugs Anwendung.

Fiir die nicht an der Wirtschafts- und Wéhrungsunion teilnehmenden Mitgliedstaaten gilt
der Satz, der am ersten Tag des Filligkeitsmonats von den Zentralbanken bei ihren
Kapitalrefinanzierungen angewandt wird, zuziiglich zwei Prozentpunkte, oder fiir
Mitgliedstaaten, fiir die der Zentralbanksatz nicht vorliegt, der am ersten Tag des
Filligkeitsmonats auf dem Geldmarkt des jeweiligen Mitgliedstaats angewandte Satz, der

dem vorgenannten Satz am ehesten entspricht, zuziiglich zwei Prozentpunkte.

Dieser Satz erhoht sich um weitere 0,25 Prozentpunkte fiir jeden Verzugsmonat. Der

erhohte Satz findet auf die gesamte Dauer des Verzugs Anwendung.
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4)

(1)

)

Fiir die Entrichtung der Verzugszinsen gemil3 Absatz 1 findet Artikel 9 Absétze 2 und 3

sinngemall Anwendung.
Artikel 13
Uneinbringliche Betrdge

Die Mitgliedstaaten haben alle erforderlichen MaBBnahmen zu treffen, damit die Betrége,
die den geméal Artikel 2 festgestellten Anspriichen entsprechen, der Kommission nach

MaBgabe dieser Verordnung zur Verfiigung gestellt werden.

Die Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet, der Kommission die den gemif Artikel 2
festgestellten Anspriichen entsprechenden Betrdge zur Verfiigung zu stellen, wenn diese

aus einem der folgenden Griinde uneinbringlich sind:
a)  aus Griinden hoherer Gewalt,
b)  aus anderen, nicht von den Mitgliedstaaten zu vertretenden Griinden.

Betrige festgestellter Anspriiche werden durch eine Entscheidung der zustindigen

Verwaltungsbehorde fiir uneinbringlich erklirt, nachdem diese sich von der Unmoglichkeit

ihrer Einziehung {iberzeugt hat.
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Als uneinbringlich gelten Betrége festgestellter Anspriiche spétestens nach Ablauf einer
Frist von fiinf Jahren, gerechnet ab dem Zeitpunkt ihrer Feststellung geméal3 Artikel 2 oder,
falls ein administratives oder gerichtliches Rechtsmittel eingelegt wurde, ab dem
Zeitpunkt, an dem die endgiiltige Entscheidung iiber das Rechtsmittel ergangen ist bzw.

mitgeteilt oder verdffentlicht wurde.

Sind Teilzahlungen oder Zahlungen eingegangen, so beginnt der vorgenannte Fiinfjahres-
zeitraum spitestens am Tag der letzten effektiven Zahlungsleistung, sofern mit dieser die

Restschuld nicht vollstidndig beglichen wurde.

Fiir uneinbringlich erklérte bzw. als uneinbringlich geltende Betridge werden aus der
gesonderten Buchfiihrung geméf Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 2 endgiiltig heraus-
genommen. Sie werden in einem Anhang zur Vierteljahresiibersicht geméf Artikel 6
Absatz 4 Unterabsatz 1 sowie gegebenenfalls in der vierteljdhrlichen Beschreibung gemal

Artikel 5 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. .../..." aufgefiihrt.

*

ABIL.: Bitte die Nummer und das Jahr des Beschlusses aus Dok st5600/14 einfiigen.
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3)

4)

Binnen drei Monaten nach Ergehen der Verwaltungsentscheidung gemil3 Absatz 2 oder
nach Ablauf der in jenem Absatz genannten Frist machen die Mitgliedstaaten der
Kommission Mitteilung iiber die Félle nach Absatz 2, in denen die festgestellten

Anspriiche 50 000 EUR iibersteigen.

Diese Mitteilung muss sdmtliche Angaben enthalten, die erforderlich sind, um die in
Absatz 2 Buchstaben a und b genannten Griinde, die den Mitgliedstaat an der Bereit-
stellung der fraglichen Betridge gehindert haben, sowie die von Letzterem ergriffenen

Einziehungsmafnahmen uneingeschrinkt priifen zu kénnen.

Die Mitteilung hat auf einem von der Kommission vorgegebenen Formular zu erfolgen.
Dies wird in Durchfiihrungsrechtsakten der Kommission festgelegt. Diese Durchfiihrungs-
rechtsakte werden gemél dem in Artikel 16 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren

erlassen.

Die Kommission verfiigt ab dem Tag, an dem die Mitteilung gemifl Absatz 3 bei ihr
eingeht, liber sechs Monate, um dem betreffenden Mitgliedstaat ihre Bemerkungen zu

ubermitteln.

Wurden von der Kommission zusétzliche Informationen angefordert, so beginnt der

Sechsmonatszeitraum an dem Tag, an dem diese Informationen bei ihr eingehen.

5603/14

WS/mhz 31
DGG 2A DE



(1

2

3)

KAPITEL IV
KASSENFUHRUNG

Artikel 14

Deckung des Kassenmittelbedarfs

Die Kommission verfiigt iiber die den in Artikel 9 Absatz 1 genannten Konten
gutgeschriebenen Betrige, soweit dies zur Deckung ihres mit der Ausfiihrung des

Haushaltsplans verbundenen Kassenmittelbedarfs notwendig ist.

Ubersteigt der Kassenmittelbedarf die Guthaben der Konten, so kann die Kommission nach
Maligabe der im Haushaltsplan verfiigbaren Mittel fiir Zahlungen und innerhalb der dort
vorgesehenen Grenzen der Eigenmittel Belastungen iiber den Gesamtbetrag dieser
Guthaben hinaus vornehmen. In diesem Fall unterrichtet sie vorher die Mitgliedstaaten

iiber die voraussichtlich erforderlichen Uberschreitungen.

Lediglich bei Zahlungsausfall im Rahmen eines geméll den Verordnungen und
Beschliissen des Rates begebenen oder garantierten Darlehens kénnen, sofern die
Kommission nicht rechtzeitig andere Mallnahmen gemil3 den Finanzregelungen fiir diese
Darlehen ergreifen kann, um die Einhaltung der gesetzlichen Verpflichtungen der Union
gegeniiber den Gldubigern zu gewéhrleisten, die Absitze 2 und 4 ungeachtet der in
Absatz 2 vorgesehenen Einschrinkungen vorldufig angewandt werden, um den

Schuldendienst der Union sicherzustellen.
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4)

(1

2

Der Unterschiedsbetrag zwischen den Gesamtguthaben und dem Kassenmittelbedarf wird

auf die Mitgliedstaaten moglichst anteilméBig zu den Einnahmen aufgeteilt, die im

Haushaltsplan je Mitgliedstaat veranschlagt sind.

Artikel 15

Ausfiihrung von Zahlungsanweisungen

Die Mitgliedstaaten oder die von ithnen benannten Einrichtungen fiihren die Zahlungs-
anweisungen der Kommission geméf den Weisungen der Kommission und spétestens
binnen drei Arbeitstagen nach Eingang der Weisungen aus. Anweisungen zur Bereit-
stellung von Kassenmitteln fithren die Mitgliedstaaten jedoch innerhalb der von der

Kommission gesetzten Fristen aus.

Die Mitgliedstaaten oder die von ihnen benannten Einrichtungen tibermitteln der

Kommission auf elektronischem Weg und spitestens am zweiten Arbeitstag nach

Abschluss eines jeden Vorgangs einen Kontoauszug, in dem die betreffenden Bewegungen

ausgewiesen sind.
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KAPITEL V
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 16

Ausschussverfahren

Die Kommission wird von dem Beratenden Ausschuss filir Eigenmittel, der gemél Artikel 7 der

Verordnung (EU. Euratom) Nr. .../..." eingesetzt wurde, unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein

Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Artikel 17

Ubergangsbestimmung fiir Verzugszinsen

Der in Artikel 11 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1150/2000 in ihrer Fassung vor dem Inkraft-
treten der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2028/2004 des Rates' genannte Satz fiir die Berechnung

der Verzugszinsen kommt auch in den Fillen zur Anwendung, in denen das Falligkeitsdatum vor

dem 1. Dezember 2004 liegt.

ABIL.: Bitte die Nummer und das Jahr des Beschlusses aus Dok st5600/14 einfiigen.
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2028/2004 des Rates vom 16. November 2004 zur
Anderung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1150/2000 zur Durchfiihrung des Beschlusses
94/728/EG, Euratom iiber das System der Eigenmittel der Gemeinschaften (ABI. L 352 vom
27.11.2004, S. 1).
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Artikel 18
Aufhebung

(1) Die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1150/2000 wird aufgehoben.

(2) Verweisungen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Verweisungen auf die
vorliegende Verordnung und sind nach MaB3gabe der Entsprechungstabelle im Anhang 11

zu lesen.

Artikel 19
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag des Inkrafttretens des Beschlusses .../2014" in Kraft.

Sie gilt ab dem 1. Januar 2014.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu

Im Namen des Rates

Der Prdsident

*

ABIL.: Bitte die Nummer des Beschlusses aus Dok st5602/14 einfiligen.
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ANHANG 1

Aufgehobene Verordnung mit Liste ihrer nachfolgenden Anderungen

Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1150/2000 des Rates
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2028/2004 des Rates

Verordnung (EG, Euratom) Nr. 105/2009 des Rates

(ABI. L 130 vom 31.5.2000, S. 1)
(ABIL L 352 vom 27.11.2004, S. 1)

(ABL. L 36 vom 5.2.2009, S. 1)
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ANHANG 11

Entsprechungstabelle

Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1150/2000

vorliegende Verordnung

Artikel 1

Artikel 2

Artikel 3 Absitze 1, 2 und 3
Artikel 4

Artikel 5

Artikel 6 Absitze 1 und 2
Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe a
Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe b
Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe ¢
Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe d

Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 1 Buchstabe a
Satz 1

Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 1 Buchstabe a
Satz 2

Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 1
Buchstabe b Satz 1

Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 1
Buchstabe b Satz 2

Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 2

Artikel 1

Artikel 2

Artikel 3 Absitze 4, 2 und 3
Artikel 3 Absatz 4

Artikel 4

Artikel 5

Artikel 6 Absétze 1 und 2
Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 1
Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 2
Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 3
Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 4

Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 1
Buchstabe a

Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 2
Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 1
Buchstabe b

Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 3

Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 4

Artikel 6 Absatz 5 -

Artikel 7 Artikel 7

Artikel 8 Absatz 1 Artikel 8

Artikel 8 Absatz 2 -
5603/14 WS/mhz 1
ANHANG II DGG 2A DE



Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1150/2000

vorliegende Verordnung

Artikel 9 Absatz 1

Artikel 9 Absatz 1a

Artikel 9 Absatz 2

Artikel 10 Absétze 1,2, 3,4, 5,6 und 7
Artikel 10 Absatz 8

Artikel 10 Absatz 9

Artikel 10 Absatz 10

Artikel 10a

Artikel 11 Absatz 1

Artikel 11 Abséitze 2, 3 und 4
Artikel 12 Absétze 1,2, 3 und 4
Artikel 12 Absatz 5, Unterabsatz 1
Artikel 12 Absatz 5 Unterabsatz 2
Artikel 15

Artikel 16 Absédtze 1 und 2
Artikel 16 Absatz 3

Artikel 17 Absédtze 1 und 2
Artikel 17 Absatz 3 Unterabsatz 1
Artikel 17 Absatz 3 Unterabsatz 2
Artikel 17 Absatz 3 Unterabsatz 3
Artikel 17 Absatz 4

Artikel 17 Absatz 5

Artikel 18

Artikel 19

Artikel 20

Artikel 21

Artikel 9 Absatz 1

Artikel 9 Absatz 2

Artikel 9 Absatz 3

Artikel 10 Absétze 1,2, 3,4, 5,6 und 7
Artikel 10 Absatz 8 Unterabsatz 1
Artikel 10 Absatz 9

Artikel 11

Artikel 12 Absatz 1 Unterabsatz 1
Artikel 12 Absatz 1 Unterabsatz 2
Artikel 12 Absitze 2, 3 und 4
Artikel 14

Artikel 15 Absatz 1

Artikel 15 Absatz 2

Artikel 10 Absatz 8 Unterabsatz 2
Artikel 13 Absétze 1 und 2
Artikel 13 Absatz 3 Unterabsatz 1
Artikel 13 Absatz 3 Unterabsatz 2
Artikel 13 Absatz 3 Unterabsatz 3
Artikel 13 Absatz 4
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Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1150/2000 vorliegende Verordnung

- Artikel 16

Artikel 21a Artikel 17

Artikel 22 -

Artikel 23 -

- Artikel 18

- Artikel 19

Anhang

Anhang [

- Anhang II
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	Bei den im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation für Zucker vorgesehenen Abgaben und sonstigen Beträgen ist als Zeitpunkt der Feststellung im Sinne von Absatz 1 der Zeitpunkt der in der Zuckerregelung vorgesehenen Mitteilung zugrunde zu legen.
	Ist diese Mitteilung nicht ausdrücklich vorgesehen, so ist der Zeitpunkt maßgebend, zu dem die Mitgliedstaaten die von den Abgabenschuldnern gegebenenfalls als Anzahlung oder Restzahlung geschuldeten Beträge feststellen.
	Als Zeitpunkt der Feststellung im Sinne von Absatz 1 ist der Zeitpunkt der Verwaltungsentscheidung oder der im Anschluss an die Einleitung des Gerichtsverfahrens durchzuführenden Berechnung zugrunde zu legen.
	a) die Bezeichnung der für die Feststellung, Erhebung, Bereitstellung und Kontrolle der Eigenmittel verantwortlichen Dienststellen oder Einrichtungen sowie die wichtigsten Bestimmungen über deren Rolle und Arbeitsweise;
	b) die allgemeinen Rechts-, Verwaltungs- und Buchungsvorschriften, welche die Feststellung, Erhebung und Bereitstellung sowie die Kontrolle der Eigenmittel durch die Kommission betreffen;
	c) die genaue Bezeichnung aller verwaltungs- und buchführungstechnischen Unterlagen, in die die festgestellten Ansprüche nach Artikel 2 eingetragen sind, und zwar insbesondere diejenigen, die für die Erstellung der in Artikel 6 vorgesehenen Buchführu...
	Jede Änderung dieser Bezeichnungen oder Vorschriften ist der Kommission unverzüglich mitzuteilen.
	Festgestellte Ansprüche, die in die Buchführung nach Unterabsatz 1 nicht aufgenommen wurden, weil sie noch nicht eingezogen wurden und keine Sicherheit geleistet worden ist, werden innerhalb der Frist nach Unterabsatz 1 in einer gesonderten Buchführun...
	Die MwSt- und die BNE-Eigenmittel werden jedoch unter Berücksichtigung der Auswirkungen, die die Korrektur der Haushaltsungleichgewichte zugunsten des Vereinigten Königreichs sowie die Dänemark, den Niederlanden, Österreich und Schweden gewährten Bru...
	– am ersten Arbeitstag jedes Monats in Höhe des in Artikel 10 Absatz 3 genannten Zwölftels;
	– jährlich, was die Salden nach Artikel 10 Absätze 4 und 6 und die in Artikel 10 Absätze 5 und 7 vorgesehenen Angleichungen betrifft, mit Ausnahme der in Artikel 10 Absatz 5 erster Gedankenstrich vorgesehenen besonderen Angleichungen, die am ersten Ar...
	Die festgestellten Ansprüche betreffend die im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation für Zucker vorgesehenen Abgaben und sonstigen Beträge werden in die Buchführung nach Unterabsatz 1 aufgenommen. Werden diese Ansprüche später nicht fristgerecht e...
	a) eine monatliche Übersicht über seine Buchführung betreffend die in Absatz 3 Unterabsatz 1 genannten Ansprüche,
	b) eine Vierteljahresübersicht über die gesonderte Buchführung nach Absatz 3 Unterabsatz 2.
	Zu den Monatsübersichten übermitteln die betroffenen Mitgliedstaaten Angaben oder Übersichten über die Abzüge, die auf der Grundlage der Bestimmungen über die Gebiete mit Sonderstatus bei den Eigenmitteln vorgenommen wurden.
	Der letzten Vierteljahresübersicht eines Haushaltsjahres ist jeweils eine Schätzung des Gesamtbetrags der Ansprüche beizufügen, die zum 31. Dezember des betreffenden Jahres in der gesonderten Buchführung ausgewiesen sind, deren Einziehung jedoch fragl...
	Die Kommission legt die Einzelheiten der Monats- und Vierteljahresübersichten in Durchführungsrechtsakten fest. Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 16 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen.
	Das Konto wird in der Landeswährung und unentgeltlich geführt.
	a) an dem Arbeitstag, an dem die Eigenmittel dem Konto der Kommission gutgeschrieben werden, einen Kontoauszug bzw. eine Gutschriftsanzeige, in dem bzw. in der die gutgeschriebenen Eigenmittel ausgewiesen sind;
	b) unbeschadet des Buchstabens a spätestens am zweiten Arbeitstag nach Gutschreibung der Eigenmittel auf dem Konto der Kommission einen Kontoauszug, in dem die Gutschrift der Eigenmittel ausgewiesen ist.
	Bei den nach Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 2 dieser Verordnung in einer gesonderten Buchführung ausgewiesenen Ansprüchen erfolgt die Gutschrift spätestens am ersten Arbeitstag nach dem Neunzehnten des zweiten Monats, der auf den Monat folgt, in dem d...
	Jede vorgezogene Gutschrift wird im darauffolgenden Monat, wenn die Gutschrift nach Absatz 1 erfolgt, verrechnet. Hierbei wird ein Betrag in Höhe der vorgezogenen Gutschrift angelastet.
	Für den speziellen Bedarf im Zusammenhang mit den Ausgaben des EGFL gemäß der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 können die Mitgliedstaaten je nach Stand der Kassenmittel der Union von der Kommission ersucht werden, die Gutschrift eines Zwölftels oder eines...
	Nach dem ersten Vierteljahr dürfen nur noch monatliche Gutschriften in Höhe von jeweils maximal einem Zwölftel der MwSt- und der BNE-Eigenmittel beantragt werden; dabei dürfen die im Haushaltsplan eingesetzten Beträge nicht überschritten werden.
	Die Kommission macht den Mitgliedstaaten spätestens zwei Wochen vor dem gewünschten Gutschriftstermin entsprechend Mitteilung.
	Die Bestimmungen gemäß Unterabsatz 8 über die Gutschrift für den Monat Januar jedes Haushaltsjahres und die Bestimmungen, die gemäß Unterabsatz 9 anwendbar sind, wenn der Haushaltsplan vor Beginn des Haushaltsjahres nicht endgültig festgestellt ist, ...
	Eine Änderung des einheitlichen Satzes der MwSt-Eigenmittel, des Satzes der BNE-Eigenmittel, der Korrektur der Haushaltsungleichgewichte zugunsten des Vereinigten Königreichs und ihrer Finanzierung nach den Artikeln 4 und 5 des Beschlusses .../...19F(...
	Diese Angleichungen erfolgen bei der ersten Gutschrift nach der endgültigen Feststellung des Berichtigungshaushaltsplans, sofern dieser vor dem Sechzehnten des Monats festgestellt wird. Ist dies nicht der Fall, so erfolgen die Angleichungen bei der zw...
	Die Zwölftel betreffend die Gutschrift für den Monat Januar jedes Haushaltsjahres werden auf der Grundlage der Mittelansätze im Entwurf des Haushaltsplans gemäß Artikel 314 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) bere...
	Ist der Haushaltsplan zwei Wochen vor dem Termin der für den Monat Januar des folgenden Haushaltsjahres bestimmten Gutschrift nicht endgültig festgestellt, so schreiben die Mitgliedstaaten am ersten Arbeitstag jedes Monats, einschließlich des Monats ...
	– Für die bis zum 31. Juli durchgeführten Berichtigungen gemäß Artikel 9 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 wird eine globale Angleichung vorgenommen, die auf dem in Artikel 9 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung genannte...
	– Führen die von der Kommission für die Berichtigung der Grundlage ergriffenen Maßnahmen gemäß Artikel 9 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 zu einer Angleichung der Gutschriften auf dem in Artikel 9 Absatz 1 der vorliegen...
	Im Falle der in Absatz 7 dieses Artikels genannten Änderungen des BNE ist ebenfalls eine Angleichung des Saldos jedes Mitgliedstaats, dessen Grundlage unter Berücksichtigung der Berichtigungen auf die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 10 ...
	Die Kommission teilt den Mitgliedstaaten die Angleichungen so rechtzeitig mit, dass diese sie auf dem in Artikel 9 Absatz 1 genannten Konto am ersten Arbeitstag des Monats Dezember desselben Jahres buchen können.
	Eine besondere Angleichung kann jedoch jederzeit gebucht werden, wenn der betreffende Mitgliedstaat und die Kommission damit einverstanden sind.
	Der im Haushaltsplan des laufenden Haushaltsjahres ausgewiesene Einnahmenbetrag kann gemäß Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. …/…22F( durch einen Berichtigungshaushaltsplan um die sich aus diesen Vorgängen ergebenden Beträge erhöht od...
	Bei der Berechnung werden folgende Daten des betreffenden Haushaltsjahres zugrunde gelegt:
	a) das Gesamtaggregat "BNE zu Marktpreisen" und dessen Bestandteile,
	b) die effektive Ausführung der operativen Ausgaben für die entsprechende Maßnahme oder Politik.
	Zur Berechnung der Angleichung wird der Gesamtbetrag der betreffenden Ausgaben, mit Ausnahme des von beteiligten Drittländern finanzierten Anteils, mit dem Prozentsatz multipliziert, der dem Anteil des BNE des Mitgliedstaats, der Anspruch auf eine An...
	Die Angleichung für das jeweilige Jahr ist einmalig und endgültig, ungeachtet etwaiger späterer Berichtigungen der BNE-Grundlagen.
	Auf die Einziehung von Verzugszinsbeträgen von unter 500 EUR wird jedoch verzichtet.
	Dieser Satz erhöht sich um weitere 0,25 Prozentpunkte für jeden Verzugsmonat. Der erhöhte Satz findet auf die gesamte Dauer des Verzugs Anwendung.
	Dieser Satz erhöht sich um weitere 0,25 Prozentpunkte für jeden Verzugsmonat. Der erhöhte Satz findet auf die gesamte Dauer des Verzugs Anwendung.
	a) aus Gründen höherer Gewalt,
	b) aus anderen, nicht von den Mitgliedstaaten zu vertretenden Gründen.
	Beträge festgestellter Ansprüche werden durch eine Entscheidung der zuständigen Verwaltungsbehörde für uneinbringlich erklärt, nachdem diese sich von der Unmöglichkeit ihrer Einziehung überzeugt hat.
	Als uneinbringlich gelten Beträge festgestellter Ansprüche spätestens nach Ablauf einer Frist von fünf Jahren, gerechnet ab dem Zeitpunkt ihrer Feststellung gemäß Artikel 2 oder, falls ein administratives oder gerichtliches Rechtsmittel eingelegt wur...
	Sind Teilzahlungen oder Zahlungen eingegangen, so beginnt der vorgenannte Fünfjahreszeitraum spätestens am Tag der letzten effektiven Zahlungsleistung, sofern mit dieser die Restschuld nicht vollständig beglichen wurde.
	Für uneinbringlich erklärte bzw. als uneinbringlich geltende Beträge werden aus der gesonderten Buchführung gemäß Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 2 endgültig herausgenommen. Sie werden in einem Anhang zur Vierteljahresübersicht gemäß Artikel 6 Absatz ...
	Diese Mitteilung muss sämtliche Angaben enthalten, die erforderlich sind, um die in Absatz 2 Buchstaben a und b genannten Gründe, die den Mitgliedstaat an der Bereitstellung der fraglichen Beträge gehindert haben, sowie die von Letzterem ergriffenen ...
	Die Mitteilung hat auf einem von der Kommission vorgegebenen Formular zu erfolgen. Dies wird in Durchführungsrechtsakten der Kommission festgelegt. Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 16 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erl...
	Wurden von der Kommission zusätzliche Informationen angefordert, so beginnt der Sechsmonatszeitraum an dem Tag, an dem diese Informationen bei ihr eingehen.

